
nach 1935 aus einer Art Entscheidungsnot geboren zu sein, wobei der künftige Zu¬
schnitt dem Kampf der beteiligten Ressorts auf Reichs- und Saarebene, den Vor¬
stellungen der beteiligten Verwaltungs- und vor allem Parteigrößen und ganz be¬
sonders der Konfliktbereitschaft, dem Durchsetzungsvermögen und dem Selbstbe¬
hauptungswillen Bürckels überlassen blieb. Daß sich die Machtambitionen von
Hitlers "Gaufürst" mit den Vorstellungen der Reichsressorts oder den Parteiinter¬
essen des Stellvertreter des Führers nicht immer deckten, zeigt umsomehr die
mangelnde Konformität der politischen Führungsmannschaft. Hitler selbst war zu
einer definitiven Lösung in der Saarfrage nicht zu gewinnen. Allerdings erreichte
das Regime mit seinen nachgereichten Schüben von "Neueinfuhrungen" und
"Nachbesserungen" eine gestaffelte innerstaatliche Strukturveränderung, die zu¬

mindest den Gleichschaltungsprozess zeitlich zu strecken schien; keineswegs
spricht dieses Konklomerat für eine ordnungsstaatliche Konzeption im demokrati¬
schen Sinne oder als Leitmotiv deutscher Staatstradition, noch nicht einmal für ein
rationales, in sich geschlossenes Herrschaftskonzept eines totalitären Staates.

Der rein technische Rückgliederungsprozeß war im Juli 1935 nahezu abgeschlos¬
sen; doch bereits jetzt traten Probleme auf, wie sie selbst von Kennern der Saar¬

verhältnisse nicht vorausgesehen worden waren. Die Realitäten des täglichen Le¬

bens im wirtschaftlichen, sozialen und finanziellen Bereich des einzelnen wider¬
sprachen den propagandistischen Versprechungen vor dem 13. Januar 1935. Die
Diskrepanz war zeitweilig so deutlich, daß sogar der Hauptakteur der Saar-Rück¬
gliederungsaktion, der Gauleiter und Reichskommissar für die Rückgliederung des
Saarlandes, Josef Bürckel, Anstrengungen unternehmen mußte, um "seine Saar¬

länder" nicht völlig zu desillusionieren.

Wieviel die früheren Versprechungen des Reiches taugten, bewiesen Veränderun¬
gen der arbeitsrechtlichen und steuerlichen Situation in den Wochen und Monaten
nach dem Anschluß; es kam zur Einführung neuer Arbeitsregelungen, einer all¬
gemeinen Verlängerung der Wochenarbeitszeit, zum Wegfall von Kündigungs¬
schutzbestimmungen, zum Wegfall von Arbeitszeitbestimmungen, zur Kürzung
der Urlaubsregelung, zur Neugestaltung der Tarife, zur Einlegung von Feier¬
schichten, zur "Disziplinierung" der Arbeiterschaft durch Androhung der Kündi¬
gung, zu Massenentlassungen, zum Wegfall des Wahlrechts für die Vertrauens¬
männer in den Betrieben, zur Einführung der Bürgersteuer ("Negersteuer"), zu ei¬

ner deutlichen Anhebung der Steuersätze, speziell zu einer deutlichen Verschlech¬
terung der Besteuerung von Ledigen und vielen weiteren nicht erwarteten Neue¬

rungen.

In der Wirtschaft war die Saar bisher stark nach Frankreich, vor allem nach Elsaß-
Lothringen, orientiert; dies galt sowohl in der Schwerindustrie, in die zum Teil
französisches Kapital eingedrungen war, als auch in der weiterverarbeitenden Mit¬
tel- und Kleinindustrie sowie für die bisher unter französischer Verwaltung geführ¬
ten Saargruben. Neue Absatzmärkte im Reich bzw. neue Exportmöglichkeiten
mußten erst gefunden werden, zumal mit der Rückgliederung auch Strukturverän¬
derungen der Saarwirtschaft zu bewältigen waren; zum einen hatte sich die Roh¬

stoffbasis der Saarhütten erheblich verschlechtert, zum anderen erwuchsen der
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